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Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie bei der Ausschreibung und der Vergabe von Auf­
trägen an Dritte, die Arbeiten der städtischen Funktionsstufen 1 bis 9 betreffen, sichergestellt
werden kann, dass

a) der in der Stadt Zürich für die gleiche Arbeit geltende Minimallohn nicht unterschritten
wird;

b) während der Ausführung der Aufträge die Auszahlung der Mindestlöhne und die Ein­
haltung anderer branchenüblicher Mindeststandards kontrolliert wird.

Begründung:
Die Stadt Zürich hat im Februar 2013 Reinigungsarbeiten von Pärken und Strassen an Dritte
vergeben. Laut Aussagen von Fachleuten können mit dem von der Stadt Zürich an die Un­
ternehmen ausbezahlten Entgelt die branchenüblichen Mindestlöhne nicht ausbezahlt wer­
den. Ausgeschlossen werden kann, dass die von der Stadt Zürich für diese Arbeiten bezahl­
ten Mindestlöhne von den von der Stadt beauftragten Dritten ausbezahlt werden.

Das hat Konsequenzen. So erhalten zum Beispiel die von privaten Unternehmen angestell­
ten Vorwischer, die bei Touren mit den Kehrmaschinen zum Einsatz kommen, bedeutend
tiefere Stundenlöhne als städtische Vorwischer oder die die Kehrmaschinen fahrenden städ­
tischen Angestellten.

Solches Lohndumping gilt es zu verhindern. Die Stadt soll bei Ausschreibungen sicherstel­
len, dass Dritte für Arbeiten im unteren und mittleren Lohnsegment (Funktionsstufen 1 bis 9)
die Offerten nicht nur auf der Basis der branchenüblichen, sondern der städtischen Mindest­
löhne einreichen. Ausserdem soll - allenfalls in Zusammenarbeit mit der unter anderem im
Reinigungsgewerbe bestehenden Regionalen Paritätischen Berufskommission (RPK) - si­
chergestellt werden, dass die vereinbarten lVIindestlöhne von den im Auftrag der Stadt täti­
gen Unternehmen auch ausbezahlt werden.


